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Leipzig Charta zur nachhaltigen  
europäischen Stadt: Wo steht Europa? 

Markus Eltges
Corinna Hamann

1	 Integrierte Stadtentwicklung:  
eine politische Forderung

Städtische Zusammenhänge bzw. das „Städ­
tische“ ist politisch schwer vermittelbar. 

„Stadt“ ist mehrdimensional, und Mehrdi­
mensionalität eignet sich wenig für poli­
tische Diskussionen. Mit der Mehrdimen­
sionalität eng verbunden ist die Komplexität. 
Selten lässt sich eine städtische Herausfor­
derung mit nur einem Instrument lösen. 
Die Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung 
in der Stadt, meist räumlich konzentriert in 
einzelnen Stadtquartieren, verlangt nach 
mehr als der Zahlung von Sozialleistungen. 
Städtebauliche Maßnahmen sind genauso 
wichtig wie eine gezielte Förderung des sog. 
Humankapitals. Dieses Beispiel illustriert, 
dass das Politikfeld Stadtentwicklung in der 
Regel in einem Atemzug mit der Forderung 
nach einer integrierten Stadtentwicklungs­
politik genannt wird. 

Politisch mit Nachdruck gestellt wurde diese 
Forderung von den 27 für Stadtentwicklung 
zuständigen Ministerinnen und Ministern 
der EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der 
deutschen Ratspräsidentschaft 2007 in der 

„Leipzig Charta zur nachhaltigen europäi­
schen Stadt“. Dort heißt es: „Auf nationaler 
Ebene muss allen Ministerien deutlicher 
bewusst werden, dass den Städten eine 
wichtige Rolle zukommt, wenn es darum 

geht, nationale, regionale und kommunale 
Zielsetzungen zu verwirklichen, und dass 
ihre fachpolitischen Maßnahmen Auswir­
kungen für die Städte haben. Die Bemühun­
gen der verschiedenen Fachministerien, die 
im Bereich Stadtentwicklung tätig sind oder 
auf die Stadtentwicklung Einfluss nehmen, 
müssen besser aufeinander abgestimmt 
und verknüpft werden.“ 

Die Ministerinnen und Minister haben 
nicht nur diese Forderung aufgestellt, son­
dern sich auch dazu verpflichtet, 

– „eine politische Initiative in ihren Mit­
gliedstaaten zu starten, wie die Grundsätze 
und Strategien der Leipzig Charta zur nach­
haltigen europäischen Stadt in nationale, 
regionale und lokale Entwicklungspolitiken 
integriert werden können,

– das Instrument der integrierten 
Stadtentwicklung voranzubringen, die Go­
vernance-Strukturen für deren Umsetzung 
zu unterstützen und die hierfür erforderli­
chen Rahmenbedingungen auf nationaler 
Ebene zu schaffen.“

Dabei haben sie sich in Leipzig nicht nur 
zur Umsetzung dieser Prinzipien verpflich­
tet, sondern gleichzeitig auch eine Defini­
tion dessen geliefert, was unter einer integ­
rierten Stadtentwicklung der Europäischen 
Union der 27 verstanden wird:

„Wir empfehlen den europäischen Städten, die Entwicklung von integrierten Stadtentwicklungspro­
grammen auf gesamtstädtischer Ebene zu prüfen. Diese auf Umsetzung orientierten Planungsinstrumente 
sollten

•	 auf	 Grundlage	 einer	 Bestandsanalyse	 die	 Stärken	 und	 Schwächen	 der	 Stadt	 und	 der	 Stadtteile	 be­
schreiben,

•	 konsistente	Entwicklungsziele	für	das	Stadtgebiet	formulieren	und	eine	Vision	für	die	Stadt	entwickeln,

•	 die	 unterschiedlichen	 teilräumlichen,	 sektoralen	 und	 technischen	 Pläne	 und	 politischen	 Maßnahmen	
aufeinander abstimmen und sicherstellen, dass die geplanten Investitionen eine ausgeglichene Ent­
wicklung des städtischen Raums fördern,

•	 den	Finanzmitteleinsatz	öffentlicher	und	privater	Akteure	räumlich	bündeln	und	koordinieren,

•	 auf	 lokaler	und	stadtregionaler	Ebene	koordiniert	werden	und	die	Bürger	und	andere	Beteiligte	einbe­
ziehen,	die	maßgeblich	zur	Gestaltung	der	zukünftigen	wirtschaftlichen,	sozialen,	kulturellen	und	ökolo­
gischen	Qualität	der	Gebiete	beitragen	können.	

Die	lokale	und	stadtregionale	Abstimmung	muss	gestärkt	werden.	Ziel	ist	eine	gleichberechtigte	Partner­
schaft	zwischen	Stadt	und	Land	und	zwischen	Klein-,	Mittel-	und	Großstädten	innerhalb	von	Stadt-	und	
Metropolregionen.“
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2	 Der Stellenwert der Leipzig Charta 
in den EU-Mitgliedstaaten und  
benachbarten Staaten

Der Wert eines politischen Dokuments wie 
der Leipzig Charta bemisst sich daran, wel­
che Taten die Ministerinnen und Minister 
ihren Worten haben folgen lassen. Auch 
das Europäische Parlament forderte zu Be­
ginn des Jahres 2008 die Mitgliedstaaten 
auf, „zügig Maßnahmen zur Verwirklichung 
der Ziele der Territorialen Agenda und zur 
Umsetzung der Leipzig-Charta zu ergrei­
fen“. Gleichzeitig bedauerte das Parlament, 

„dass der Rat noch kein Aktionsprogramm 
zur Umsetzung der Ziele der Leipzig Charta 
verabschiedet hat“, und forderte die kom­
menden Ratsvorsitze auf, „dies nachzuho­
len und damit ein systematisches Follow-up 
der Leipzig Charta zu gewährleisten“. 

Um die Umsetzung der Leipzig Charta zu 
erleichtern, wurde sie gleich nach dem in­
formellen Ministertreffen in Leipzig mit 
der Unterstützung des Ausschusses der Re­
gionen in alle Sprachen der EU übersetzt 
und an alle europäischen Dachverbände 
der kommunalen Spitzenverbände mit der 
Bitte um Weiterleitung an ihre nationalen 
Dachverbände verteilt. Auf diese Weise soll­
te eine möglichst hohe Verbreitung dieses 
politischen Dokuments in allen Teilen der 
EU erreicht werden. Auf den Internetseiten 
des European Urban Knowledge Network 
(EUKN) stehen diese Sprachversionen nach 
wie vor allen Interessierten zur Verfügung. 
Inwieweit die Verbreitung gelungen ist, 
kann hier nicht beantwortet werden.

In Leipzig verständigten sich die Ministe­
rinnen und Minister gleichwohl, in einen 
Erfahrungsaustausch zur Umsetzung der 
Leipzig Charta zu treten. In den politischen 
Schlussfolgerungen heißt es hierzu: „Durch 
den von ihr ausgelösten politischen Impuls 
bietet die Charta von Leipzig den einzel­
nen Mitgliedstaaten die Möglichkeit, mit 
ihren jeweiligen Erfahrungsberichten zur 
Anwendung von integrierten Stadtentwick­
lungsstrategien die Arbeit der europäischen 
Kommission, insbesondere den für 2010 
vorgesehenen Bericht über den Follow-
up-Prozess der Kohäsionspolitik, zu be­
reichern.“ Vor diesem Hintergrund kamen 
die Ministerinnen und Minister überein, in 
enger Zusammenarbeit einen Bericht zu 
erarbeiten, und baten die am Ende des Jah­
res 2008 amtierende Dreierpräsidentschaft 

(Frankreich, Tschechische Republik, Schwe­
den) um Vorlage dieses Berichts.1

Die Rolle der Leipzig Charta in der EU

Im Rahmen der französischen Ratspräsi­
dentschaft 2008 wurde ein Bericht zur Rol­
le der Leipzig-Charta in der EU erstellt.2 

Grundlage dieses Berichts war eine Befra­
gung aller Vertreter der jeweiligen natio­
nalen Stadtentwicklungsressorts, auch der 
Nicht-EU-Mitgliedstaaten Schweiz, Norwe­
gen und Kroatien. Keine Antworten kamen 
von den EU-Staaten Slowakei, Griechen­
land, Irland und Litauen. Obwohl dieser Be­
fragung keine konkreten Kriterien für eine 
erfolgreiche Implementierung der Leipzig 
Charta zugrunde gelegt wurden, ist der  Be­
richt aktuell die einzige empirische Quelle 
mit politischer Legitimation zum Stellen­
wert und zum Umsetzungstand der Leipzig 
Charta in der EU. Danach bietet sich fol­
gende Klassifizierung zur Rolle der Leipzig 
Charta in den befragten Staaten an:

•	 Die Leipzig-Charta hatte keine Wirkung.

•	 Die Leipzig-Charta hat sich legitimierend 
auf bestehende Politikprozesse ausge­
wirkt.

•	 Die Leipzig-Charta wirkte sich legitimie­
rend auf bestehende Politikprozesse aus 
und hat zusätzlich neue Ansätze angesto­
ßen.

•	 Die Leipzig-Charta hat sich auf Gesetze, 
Strategien und Prioritäten der Regionalen 
Operationellen Programme (ROP) ausge­
wirkt.

•	 Die Leipzig Charta hat sich auf die 
Schaffung neuer integrierter Ansätze und 
Maßnahmen ausgewirkt.

Im Einzelnen ergeben sich nach dieser Klas­
sifizierung folgende Befunde:

•	 Mitgliedstaaten, in denen die Leipzig 
Charta keine Wirkung gehabt hat 

Hierbei handelt es sich um die Länder Est­
land, Österreich, die Schweiz, Kroatien und 
Italien. Diese Länder betonen, dass die 
Leipzig Charta ohne Wirkung geblieben ist, 
da ihre Prinzipien bereits fester Bestandteil 
der jeweiligen städtischen Entwicklungs­
politik waren. So wurde die Charta zwar in 
Österreich als interessantes Politikpapier 
betrachtet, spielte dort aber keine Rolle 
bei Entwicklung neuer Instrumente oder 
Maßnahmen. In Italien, wo die Charta ei­



Informationen zur Raumentwicklung 
Heft 4.2010 305

nen geringen Bekanntheitsgrad hat, wurde 
durch sie dennoch angeregt, dass sich die 
nationalen Politikbereiche und deren Be­
gleitmaßnahmen stärker auf die Aspekte 
Energie, städtische Förderungszonen, Woh­
nungsbau und städtische Sicherheit be­
zogen haben. Es wurden durch sie jedoch 
auch hier keine konkreten Maßnahmen 
oder Instrumente initiiert.

•	 Mitgliedstaaten,	in	denen	sich	die	Leipzig	
Charta legitimierend auf bestehende Poli­
tikprozesse ausgewirkt hat

Zu dieser Kategorie gehört Norwegen. Nor­
wegen fühlte sich durch die Leipzig Charta 
darin bestätigt, seine bisher bestehenden 
integrierten Ansätze und Planungsprozesse 
fortzuführen. Darüber hinaus wurde über 
die Verabschiedung der Charta erreicht, 
dass die urbanen Belange eine stärkere po­
litische Prägnanz erhalten haben. 

•	 Mitgliedstaaten,	 in	 denen	 sich	 die	 Leip­
zig Charta legitimierend auf bestehende 
Politikprozesse ausgewirkt und darüber 
hinaus die Schaffung neuer Ansätze an­
gestoßen hat

Zu dieser Kategorie zählt mit Dänemark, 
Deutschland, Großbritannien Finnland, 
Frankreich, Luxemburg, die Niederlan­
de, Schweden, Spanien, Zypern und Por­
tugal die Mehrheit der EU­Mitgliedstaa­
ten. Alle diese Staaten wiesen bereits vor 
der Verabschiedung in unterschiedlichs­
ter Ausprägung Ansätze zur integrierten 
Stadtentwicklung auf. Viele Programme und 
Initiativen wie z. B. das nationale Programm 
zur Raumentwicklungspolitik in Portugal, 
das Stadtinitiativen­Netzwerk in Spanien 
oder die grundlegende Verwaltungsreform 
in Dänemark stimmen zwar mit der Leipzig 
Charta überein, verweisen aber nicht direkt 
auf sie, da sie bereits zuvor oder parallel zur 
Verabschiedung der Charta beschlossen 
wurden. In Deutschland kann ein unmittel­
barer Zusammenhang zwischen der Leipzig 
Charta und der Entwicklung einer Natio­
nalen Stadtentwicklungspolitik festgestellt 
werden.3 Inwieweit dieser Politikansatz 
auch zu einer Verbreitung der integrierten 
Stadtentwicklung in den Städten Deutsch­
lands beigetragen hat, ist derzeit noch 
schwer zu beurteilen.4

Die Ansätze, die darüber hinaus in den o. g. 
Staaten entwickelt wurden, beziehen sich 
in großem Maße auf die Bereiche Aufwer­
tung benachteiligter Stadtviertel, Klima­

schutz und die Verbesserung der Koopera­
tion und des Wissensaustausches. So wurde 
im ersten Bereich z. B. in Deutschland 2008 
das ESF-Programm „Soziale Stadt – Bildung, 
Wirtschaft, Arbeit im Quartier“ (BIWAQ) 
zur Förderung von Projekten zur Verbes­
serung der Qualifikation und der sozialen 
Bedingungen der Bewohner in benachtei­
ligten Vierteln aufgestellt. Die Aufwertung 
benachteiligter Stadtviertel stand schon im 
Mittelpunkt bei den früheren Ansätzen in 
Frankreich; diese wurden durch die Leip­
zig Charta inhaltlich verbreitert. So wurde 
der Plan Espoir Banlieue für benachteilig­
te Stadtteile entwickelt und 2009 mit den 
Prioritäten Beschäftigung, Bildung, Sicher­
heit und verkehrsmäßige Erschließung der 
Stadtquartiere eingeführt. Daneben wurden 
in Frankreich Städteverträge für soziale In­
tegration entwickelt, die als Bezugsrahmen 
bei der Durchführung von Projekten für 
benachteiligte Stadtquartiere fungieren. 
Auch in den Niederlanden stand dieses Ziel 
im Mittelpunkt. Dort hat die Regierung 40 
Stadtgebiete „adoptiert“, in denen die Zie­
le Herstellung und Sicherung qualitätsvol­
ler öffentlicher Räume, Verstetigung der 
städtebaulichen Aufwertung und die Auf­
wertung der sozialen Brennpunkte verfolgt 
werden sollen. Auf den Bereich Klimaschutz 
konzentrierten sich mit einzelnen Maßnah­
men Dänemark mit einer Strategie zur Min­
derung des CO2

 -Aufkommens im Verkehr, 
Deutschland mit dem „Investitionspakt“ 
zur Steigerung der Energieeffizienz der Ge­
bäude 2008 und England mit den „Planning 
Policy Statements“, die festlegen, dass die 
nachhaltige Entwicklung eine Schlüsselrol­
le in der Stadtentwicklung auf kommunaler 
und regionaler Planung spielt. Zur Verbes­
serung der Kooperation wurden mit der 
Leipzig Charta in Deutschland und Schwe­
den Plattformen zum Wissensaustausch zur 
nachhaltigen Stadtentwicklung eingerichtet 
und in Luxemburg ein nationales Netzwerk 
im Bereich Stadtpolitik gegründet. In Groß­
britannien sollte die Zusammenarbeit zwi­
schen den verschiedenen Ebenen hinsicht­
lich der Schaffung von neuen integrierten 
Raum- und Wirtschaftsstrategien mit dem 
Bericht zur Sub-Nationalen Wirtschaftsent­
wicklung und Erneuerung (SNR) verbessert 
werden. In Spanien und Zypern hatte die 
Charta Einfluss auf Gesetze und Strategien. 
In Spanien wurde das Prinzip der nach­
haltigen Raum- und Stadtentwicklung im 
staatlichen Landgesetz verankert, in Zypern 
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wurden die Empfehlungen von der Pla­
nungsbehörde in den Minister’s Report ein­
gearbeitet, der als Grundlage für eine nach­
haltige Stadtentwicklung dient. In Portugal 
flossen Empfehlungen der Leipzig Charta in 
Bereiche der städtischen Entwicklung ein. 

•	 Mitgliedstaaten, in denen sich die Leipzig 
Charta auf Gesetze, Strategien und Priori­
täten der Regionalen Operationellen Pro­
gramme (ROP) ausgewirkt hat:

Zu diesen Staaten sind Lettland, Polen, 
Tschechien, Slowenien, Bulgarien und 
Ungarn zu zählen. In Lettland fanden die 
Empfehlungen der Leipzig Charta vor al­
lem Berücksichtigung im Gesetz über das 
Entwicklungsplanungssystem von 2008, 
das Richtlinien für integrierte Stadtent­
wicklungsplanung aufstellt und methodo­
logische Richtlinien für die kommunalen 
Verwaltungen bereitstellt. In Polen hat die 
Charta zumindest als „Trendsetter“ für die 
Erstellung der Regierungspolitik der Städte 
fungiert. Zudem wurde parallel zu den Ver­
handlungen zur Leipzig Charta eine integ­
rierte Stadtpolitik vorbereitet, die vor allem 
eine effektive Stadtverwaltung bewirken 
soll. In Tschechien wurde eine Arbeitsgrup­
pe zur Koordinierung der Stadtpolitik ge­
gründet, die eine Methodik der integrierten 
Stadtentwicklungspläne entwickelt hat, zu 
dessen Erfüllung sich die großen Städte 
verpflichtet haben.  Darüber hinaus wurde 
die Bedeutung der Leipzig Charta in sieben 
ROP ausgedrückt. In Slowenien sind einige 
der Empfehlungen in das neue Raumpla­
nungsgesetz eingeflossen. Die integrierte 
Stadtentwicklung ist dort zum Bestandteil 
des übergreifenden Stadtentwicklungsplans 
geworden. Zudem wurde die integrierte 
Stadtentwicklung zur Unterpriorität im 
Rahmen der ROP aufgenommen. Die Leip­
zig Charta hatte auch besonders in Bulgari­
en und Ungarn Auswirkungen auf die Prio­
ritäten der ROP. In Bulgarien wurde durch 
sie die Prioritätsachse 1 „Stadtentwicklung“ 
in den ROP geschaffen, die z. B. die Um­
setzung integrierter Pläne zur Stadterneu­
erung unterstützt. Im Rahmen der Priori­
täten Soziale Infrastruktur, Wohnungsbau, 
Organisation der Wirtschaftsaktivitäten, 
Aufwertung der physischen Umgebung und 
nachhaltige städtische Nahverkehrssysteme 
etc. soll die Charta praktisch erfüllt werden. 
Zudem wurden Regionale Entwicklungsplä­
ne und ein Nationaler strategischer Rah­
menplan unter Beteiligung verschiedener 

Akteure erarbeitet. In Ungarn wurde der 
integrierte Ansatz der Stadtentwicklung als 
Ziel der ROP ausgewiesen. Ende 2007 wurde 
hier ein Leitfaden zur Stadtsanierung ent­
wickelt, der auf den Prinzipien der Leipzig 
Charta basiert und Grundlage für die Stadt­
dokumentationen bei der Ausschreibung zu 
den Stadtentwicklungsprioritäten der ROP 
bietet. Die Charta hatte in Ungarn auch in­
sofern Einfluss, als dass eine deutliche Ver­
besserung der Zusammenarbeit zwischen 
den Behörden festgestellt werden konnte. 

•	 Mitgliedstaaten, in denen sich die Leipzig 
Charta auf die Schaffung neuer integrier­
ter Ansätze und Maßnahmen ausgewirkt 
hat:

In diese Kategorie fallen die Länder Belgien, 
Malta und Rumänien. In Belgien ist der Stel­
lenwert der Leipzig Charta jedoch differen­
ziert zu beurteilen. Aufgrund seiner starken 
Regionalität ist auch die Umsetzung bzw. 
die Bedeutung der Charta dort sehr hete­
rogen. So hat sie in der Region Flandern die 
Entwicklung integrierter Ansätze stark be­
einflusst. Dort wurden ein Weißbuch und 
ein Monitoring für Stadtviertel erstellt, 
Städtefonds eingerichtet und Stadterneue­
rungsprojekte finanziell unterstützt sowie 
die Zusammenarbeit zwischen Städten und 
Behörden über Stadtverträge gestärkt. Zu­
dem wurde ein Wissenszentrum der flämi­
schen Städte gegründet. In den Regionen 
Brüssel und der Wallonie dagegen hat die 
Charta weniger Berücksichtigung erfahren; 
die Entwicklung integrierter Ansätze steckt 
dort noch in den Anfängen. In der Region 
Brüssel wird derzeit eine Kooperation zwi­
schen den Behörden der einzelnen Ebenen 
entwickelt und es gibt Pläne, die nachhalti­
ge Entwicklung in die Vorschriften der Neu­
belebung der Stadtviertel zu integrieren. 
Zudem wird ein Monitoring der Stadtviertel 
eingeführt. In Wallonien wurde bisher nur 
die Plattform „Villes-Wallonie“ eingerichtet, 
in der Expertenwissen zur Stadtentwicklung 
zusammengetragen wird. In Malta hat sich 
die Charta vor allem auf die Politik zur 
Stadtentwicklung entlang der Verkehrs­
knotenpunkte des öffentlichen Verkehrs 
ausgewirkt. Mit dem Transit Oriented De­
velopment wurde ein integriertes Planungs­
regime zur Koordinierung von Stadterneue­
rung und Nahverkehrsplanung geschaffen. 
Zudem wurden parallel zur Leipzig Charta 
Aktionspläne aufgelegt, die eine bessere 
Lebensqualität und eine Verbesserung der 
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Energieeffizienz fordern. In Rumänien ist 
die Charta zwar bisher wenig bekannt, im­
merhin konnten aber auf nationaler Ebe­
ne verschiedene Projekte und Programme 
eingeleitet werden, wie z. B. das Verfahren 
zur Bürgerbefragung für alle Raum- und 
Stadtpläne oder das Programm „Schönes 
Rumänien“. Dieses städtische Regenerie­
rungsprogramm fördert eine integrierte 
Denkweise. Weitere Maßnahmen waren der 
Einsatz eines „Stadtbeobachters“ seitens 
des rumänischen Architektenverbands, um 
ein geeignetes Instrumentarium und eine 
Methodik zum Monitoring zu entwickeln, 
oder die Schaffung einer Austauschplatt­
form zur Stadtpolitik für die verschiedenen 
städtischen Akteure. 

Im Ergebnis lässt sich stark generalisierend 
zusammenfassen, dass sich die Leipzig 
Charta in den „alten“ Mitgliedstaaten zwar 
hauptsächlich legitimierend ausgewirkt 
hat, durch sie jedoch in den meisten von 
ihnen auch zusätzliche Ansätze und Maß­
nahmen angestoßen wurden. Dabei ist die 
Spannbreite der unternommenen Ansät­
ze und Maßnahmen sehr groß. Während 
z. B. in Deutschland, Großbritannien oder 
auch Frankreich mehrere Projekte aufge­
zählt wurden, hatte die Charta z. B. in Por­
tugal oder Spanien geringere Initiativkraft. 
In den neuen EU-Staaten hatte die Char­
ta entweder relativ geringe Auswirkungen 
oder sich maßgebend auf neue Gesetze, 
Strategien oder auf die Prioritäten der Re­
gionalen Operationellen Programme ausge­
wirkt. Zwei Jahre nach der Verabschiedung 
der Leipzig Charta wird jedoch deutlich, 
dass ihr Stellenwert in den Mitgliedstaa­
ten stark abweicht und dass sie in einigen 
Ländern noch relativ unbekannt ist. Inso­
fern sollten nach der Einigung auf dieses 
gemeinsame Dokument zur integrierten 
Stadtentwicklung auch gewisse Standards 
zur Umsetzung in den Mitgliedstaaten poli­
tisch verabredet werden. 

Der Referenzrahmen zur Umsetzung  
der Leipzig Charta

Angesichts der sehr heterogenen Wirkung 
der Leipzig Charta in den einzelnen Mit­
gliedstaaten wurde unter der französischen 
Ratspräsidentschaft 2008 eine neue Initiati­
ve gestartet, um ihre Umsetzung zu unter­
stützen und vor allem in den einzelnen Mit­
gliedstaaten zu systematisieren. Mit einem 
sog. „Referenzrahmen zur Umsetzung der 

Leipzig Charta“ soll unter Mitwirkung aller 
Mitgliedstaaten ein Frage- und Analyse­
instrument ausgearbeitet werden, dass „als 
Grundlage für eine Diskussion und für eine 
gemeinschaftliche Suche nach Achsen des 
Fortschritts dienen kann“. Dabei soll der 
Referenzrahmen ausreichend allgemein 
gehalten sein, damit er eine breite Anwen­
dung in den Städten finden kann. Nicht die 
Evaluierung der Stadtpolitik soll im Mittel­
punkt stehen, vielmehr soll das Instrument 
dazu dienen, dass „Good Practices“ ausge­
tauscht und die lokal vorhandenen Indika­
toren offengelegt werden, um so die Umset­
zung einer nachhaltigen und integrierten 
Stadtentwicklung fortlaufend überwachen 
zu können. 

Der Referenzrahmen soll – so der sehr am­
bitionierte Ansatz – gleichzeitig einen Dia­
log zwischen den unterschiedlichen Re­
gierungsebenen über die Anwendung der 
Leipzig Charta ermöglichen. Dazu sollen in 
einem ersten Schritt Fragen über die The­
men der Leipzig Charta gesammelt und in 
einem zweiten Schritt mit Good Practices 
aus europäischen Programmen verbunden 
werden. Im dritten Schritt sollen dann auf 
Basis der Good Practices quantitative oder 
qualitative Indikatoren definiert werden. 

2009 haben die Arbeiten an diesem Refe­
renzrahmen Fahrt aufgenommen. Zwei Ins­
tanzen sollen diese Arbeit leisten: eine sog. 

„High-level“-Gruppe, die unter französischer 
Federführung steht und sich aus Vertretern 
der Mitgliedstaaten, europäischen Institu­
tionen, Vertretern der Gebietskörperschaf­
ten zusammensetzt sowie eine Arbeitsgrup­
pe „Städte“. Diese Arbeitsgruppe der Städte 
wurde im Rahmen des Programms URBACT 
II gegründet und wird von der Stadt Leipzig 
gelenkt. Um den nationalen Sachverstand 
einzubringen, werden die nationalen Ver­
treter in der High-level-Gruppe durch eine 
nationale Spiegelgruppe unterstützt. 

Die Produkte, d. h. die Ergebnisse dieses 
Prozesses sind noch nicht abschließend 
bestimmt. Dennoch zeichnet sich folgende 
Perspektive ab:

•	 Es soll ein Einführungspapier geben, das 
Ziele, Nutzen und Anwendungsmöglichkei­
ten des Referenzrahmens beschreibt.

•	 Ein allgemeines „Core Operational Model“ 
soll die Ziele der Leipzig Charta in umsetz­
bare Handlungsziele übersetzen. Das noch 
zu entwickelnde Modell soll die Zusam­
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menhänge verschiedener Handlungsbe­
reiche aufzeigen und den Rahmen für die 
kommunalen Strategien aufspannen. 

•	 „Assessment	 Tools“	 sollen	 dem	 Füh­
rungspersonal in den Städten auf einfache 
und schnell zugängliche Weise Bewertungs­
raster an die Hand geben. Diese Tools ste­
hen in engem Bezug zum Core Operational 
Model.

•	 „Performance	 Indikatoren“	 sollen	 die	 Ba­
sis für ein Monitoring schaffen.

•	 In	 einer	 internetbasierten	 Bibliothek	 sol­
len relevante Dokumente zusammengestellt 
werden (wissenschaftliche Arbeiten, gute 
Beispiele etc.).

•	 Ferner	 sollen	 „Champions“	 gesucht	 wer­
den, die auf besondere Weise die Umset­
zung der Leipzig Charta in der Stadtent­
wicklungspolitik demonstrieren.

Der Wert dieser sehr ambitionierten Pro­
jekte muss vor allem darin gesehen wer­
den, ein strukturiertes und überprüfbares 
Follow­up zur Leipzig Charta zu etablieren. 
Unter der spanischen Ratspräsidentschaft 
im ersten Halbjahr 2010 sollen erste Ergeb­
nisse vorgestellt und das weitere Vorgehen 
politisch beraten werden. Hierzu gehört 
sicherlich auch eine Positionierung zur Zu­
kunft der städtischen Dimension im Rah­
men der EU­Strukturpolitik nach 2013 im 
Lichte der Leipzig Charta.

3 Wie unterstützt die EU eine  
integrierte Stadtentwicklung?

Hauptfinanzierungsinstrumente der EU im 
stadtentwicklungspolitischen Zusammen­
hang sind die europäischen Strukturfonds. 
In der Förderperiode 2007–2013 können 
die Städte in Europa von den strukturpoli­
tischen Maßnahmen der Union stark profi­
tieren. Über den Hebel „Geld“ hat das Ins­
trument der integrierten Stadtentwicklung 
in die Programmphilosophie der europä­
ischen Strukturpolitik Eingang gefunden. 
In der Leipzig Charta wird folgerichtig das 
Instrumentarium der Europäischen Struk­
turfonds als wichtiges Anreizinstrument der 
integrierten Stadtentwicklung betont:

Unsere Städte brauchen Handlungsspielraum 
für eine verantwortungsvolle Wahrnehmung 
kommunaler	 Aufgaben	 und	 eine	 solide	 und	
langfristig	 stabile	 finanzielle	 Basis.	 Daher	 ist	 es	
auch	wichtig,	dass	die	Mitgliedstaaten	die	Mög­
lichkeit haben, die europäischen Strukturfonds 
für substanzielle integrierte Stadtentwicklungs­
programme	zu	nutzen.	Der	Einsatz	dieser	Mittel	
sollte sich möglichst eng an den bestehenden 
Schwierigkeiten und Potenzialen orientieren und 
die spezifischen Chancen und Probleme in den 
Mitgliedstaaten	berücksichtigen.“

Wesentliche Grundlage der integrierten 
Stadtentwicklungsförderung ist Artikel 8 

„Nachhaltige Stadtentwicklung“ der Verord­
nung über den Europäischen Fonds für re­
gionale Entwicklung (EFRE).5 Demzufolge 
kann der EFRE bei Maßnahmen zur nach­
haltigen Stadtentwicklung die Förderung 
der Entwicklung partizipativer, integrierter 
und nachhaltiger Strategien unterstützen, 
mit denen der starken Konzentration von 
wirtschaftlichen, ökologischen und sozia­
len Problemen in den städtischen Gebie­
ten begegnet werden soll. Im Gegensatz zu 
den meisten nationalen Regelungen, die in 
der Regel mit dem Jährlichkeitsprinzip ver­
bunden sind, werden diese Strukturfonds­
mittel für eine Planungsperiode bereitge­
stellt, aktuell also für einen neunjährigen 
Ausführungszeitraum (2007–2015).6 Durch 
diese Förderregeln kann der mittel- und 
langfristig angelegte Planungsansatz der 
Stadtentwicklung durch einen finanziell 
ausgestatteten Programmansatz unterstützt 
werden. Das macht die Mittel für die Städte 
grundsätzlich attraktiv. Allerdings kann von 
einer „europäischen Bewegung“ noch nicht 
die Rede sein, denn lediglich 3  % der Struk­
turfondsmittel werden für Maßnahmen der 
integrierten Stadt- und Landentwicklung 
verausgabt.7 Ein Blick auf die vorhergehen­
den Ausführungen macht deutlich, dass vor 
allem in den neuen EU-Mitgliedstaaten die 
Leipzig Charta Einfluss auf die Programmie­
rung gehabt hat.

Um den Einsatz der Strukturfondsmittel 
für integrierte Stadtentwicklungsprogram­
me europaweit zu befördern, hat die Euro­
päische Kommission gemeinsam mit den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit geschaffen, 
durch europäische Netzwerkaktivitäten Er­
fahrungen über „gute Praxis“ zu sammeln. 
Im Rahmen des Programms URBACT sind 
Städtenetzwerke gebildet worden, die u. a. 
den schnellen Einsatz von Strukturfonds­
mitteln für integrierte Stadtentwicklungs­
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maßnahmen erproben sollen.8 Im Opera­
tionellen Programm von URBACT heißt es: 

„Cities	 have	 a	 vital	 role	 to	 play	 in	 the	 achieve­
ment	 of	 the	 Lisbon	 and	 Gothenburg	 strategy	
aims. The Leipzig Charter offers common prin­
ciples and strategies for urban development po­
licy.	The	URBACT	II	programme	will	facilitate	this	
task	 by	 allowing	 cities	 to	 exchange	 experience	
on	key	urban	policy	fields.	Given	 this	main	 task	
the following overall objective can be stated: To 
improve the effectiveness of sustainable integra­
ted urban development policies in Europe with 
a	 view	 to	 implementing	 the	 Lisbon-Gothenburg	
Strategy.”9

In den Projekten des URBACT-Programms 
schließen sich Städte aus europäischen 
Ländern themenbezogen zusammen. Ziel 
dieser Netzwerke ist es, neben dem regel­
mäßigen Austausch auf Projektebene um­
setzungsorientierte Pläne zum Umgang der 
Städte mit ihrem spezifischen Handlungs­
erfordernissen zu erarbeiten. Zwei Stufen 
der integrierten Stadtentwicklungsplanung 
sind hierbei zu leisten:

1.	die Erarbeitung eines Local Action Plan 
(LAP) bis Mitte 2011, um dann innerhalb 
der aktuellen Strukturfondsperiode bis 
2013 auf der Basis des 

2.	Local Implementation Plan (LIP) die Prio­
ritäten des Local Action Plan mit konkre­
ten Aktionen und Projekten umzusetzen.

Damit werden die Programmierungsphi­
losophie der europäischen Strukturpolitik 
und deren Aufstellungsprinzipien (Partner­
schaft, Stärken-Schwächen-Analyse, For­
mulierung von Förderprioritäten und 
schließlich Fördermaßnahmen) auf die 
lokale Ebene übertragen. 

Beide Pläne sollen von der sog. „Local Sup­
port Group“ erarbeitet werden. Diese setzt 
sich aus öffentlichen und privaten Schlüs­
selakteuren zusammen, die für die Erarbei­
tung und Umsetzung lokaler Maßnahmen 
in den jeweiligen Themenbereichen der 
Projekte zuständig sind. Damit besteht für 
die Kommunen die große Chance, Strate­
gien und vor allem auch konkrete Maßnah­
men unter Beteiligung privater und öffent­
licher Interessengruppen zu definieren und 
politisch abzustimmen. In die Erarbeitung 
der LAP fließen darüber hinaus durch Ein­
bindung der zuständigen EFRE-Verwal­
tungsbehörden auch die Ergebnisse der 
europäischen Kooperation ein. So sind die 
jeweiligen Verwaltungsbehörden gleichzei­

tig auch assoziierte Partner im Projekt und 
zum Teil auch ad personam Mitglieder der 
Local Support Groups. In dieser frühen Ein­
bindung der für die Strukturfonds zuständi­
gen Verwaltungsbehörden des EFRE in den 
Prozess liegt der überragende Mehrwert ge­
genüber sonst üblichen Planungsverfahren. 

Neben dieser Kooperation sowohl im Rah­
men der Local Support Group als auch 
auf europäischer Ebene spiegelt sich der 
Bezug zur integrierten bzw. nachhaltigen 
Stadtentwicklung vor allem in den themati­
schen Schwerpunkten der Städtenetzwerke. 
Bestimmend sind hier die beiden Schwer­
punkte „Städte – Motoren für Wachstum 
und Beschäftigung“ und „Attraktive und 
kohäsive Städte“, wobei letzterer die Un­
terpunkte „Integrierte Entwicklung von 
benachteiligten und gefährdeten Stadtge­
bieten“, „soziale Integration“, „Belange der 
Umwelt“ und „Governance und Stadtpla­
nung“ umfasst. Beide Schwerpunkte lehnen 
sich konkret an die Forderungen der Leipzig 
Charta an. Über die Arbeitsform der Städte­
netzwerke wird der Austausch von Erfah­
rungen jenseits der nationalen Grenzen 
gefördert, besonders auch in den drei Pro­
jekttreffen pro Jahr in den verschiedenen 
Partnerstädten. Zudem dienen thematische 
Arbeitsgruppen der Sammlung, Auswertung 
und Aufbereitung von innovativen Lösungs­
ansätzen. In Tabelle 1 sind exemplarisch die 
Themennetzwerke dargestellt, in die deut­
sche Städte oder Institutionen eingebunden 
sind. Deutlich wird das große Spektrum an 
Themen in diesen Netzwerken.

4	 Schlussfolgerungen

Obwohl die nachhaltige Stadtentwicklung in 
den Staaten der EU immer noch einen un­
terschiedlichen Stellenwert einnimmt und 
die Umsetzungserfolge der Leipzig Charta 
zwei Jahre nach ihrer Einführung teilwei­
se nur mäßig sind, hat die Charta dennoch 
eine wichtige Diskussionsplattform in Eu­
ropa geschaffen und Anstoß für positive 
Entwicklungen gegeben. Sie ermöglicht 
innerhalb der EU eine Einigung darüber, 
was unter „integrierter Stadtentwicklung“ 
verstanden werden soll. Zudem hat sie 
das Bewusstsein für die nachhaltige 
Stadtentwicklung in der EU weiter gestärkt. 
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Jedoch ist es zu früh für eine konkrete Zwi­
schenbilanz, da sich die Überprüfung der 
Erfolge und Ergebnisse der Charta bislang 
noch als schwierig darstellt. Zwar wur­
den dahingehend mit der Entwicklung des 

„Referenzrahmens für die Umsetzung der 
Leipzig Charta“ erste Anstrengungen un­
ternommen, jedoch benötigt der Aufbau 
dieses Instruments Zeit, vor allem bedingt 
durch seine Architektur, die die Partizipa­
tion verschiedener Akteure umfasst. Darü­
ber hinaus scheint er durch seine „offene“ 
Konzeption auch weniger auf die tatsächli­
che Evaluierung als vielmehr auf den Dialog 
und Erfahrungsaustausch angelegt zu sein. 
Um der Leipzig Charta aber eine stärke­
re Bedeutung innerhalb der europäischen 

Politik beizumessen, die über die Rolle des 
„interessanten Politikpapiers“ hinausgeht, 
wäre darüber nachzudenken, strengere Kri­
terien und Maßgaben für eine erfolgreiche 
Implementierung vorzugeben. 

Neben der Verankerung der Prinzipien der 
Leipzig Charta in der nationalen Politik 
wurden auch vonseiten der Europäischen 
Kommission wichtige Instrumente geschaf­
fen, um die Forderung der Charta konkret 
zu unterstützen. Hier hat sich das URBACT-
Programm als sehr effektiv für eine flexible 
Umsetzung gezeigt. Mit ihm werden Prin­
zipien der Leipzig Charta auf kommunaler 
Ebene direkt angewandt. Für die Kommu­
nen schafft es eine einmalige Gelegenheit, 

Tabelle 1
URBACT-Projekte der ersten Förderrunde

Projektname URBACT-Thema Themenschwerpunkt Lead-Partner und beteiligte Städte/Institutionen

City Regions 
Net

Governance and Urban 
Planning

Urban sprawl and 
development of 
hinterlands

Graz, AT (Lead Partner); Czestochowa, PL;  
Châlons-en-Champagne, FR; Oradea, RO; Kielce, PL; Arezzo, IT; 
Trikala, GR; Zurich, CH; München, D

Co-Net Inclusion Current approaches 
to strengthening social 
cohesion

Berlin Senate, Department for Urban Dvpt, DE (Lead Partner); 
Liverpool, UK;  Vaulx-en-Velin, FR; Malmö, SE; Alba Iulia, RO; 
Brussels, BE; Apeldoorn, NL; Gijon, ES; Palermo, IT;  
Zabrze, PL;  Sofia, BG

C.T.U.R. Integrated development of 
deprive areas and areas at 
risk of deprivation

Sea Town development 
processes

Napoli, IT (Lead Partner); Alicante, ES; Matosinhos, PT;  
Rhodes, EL; Valencia, ES; Port authority Neaples, IT;  
Port Authority of Douro y Leixoes, PT;  Triest, IT;  Varna, BG; Dublin, 
IR; Helsinki, FI;  Rostock, D

Fin-Urb-Act Promoting 
Entrepreneurship

SME development 
and local economic 
development

Aachen, DE (Lead partner); Gijon, ES; Galati, RO; Gliwice, PL; 
Edinburgh, UK; Leipzig, D;  Linz, AT; Reims, F; Rome, IT; 
Aveiro, PT; German Association for Housing Urban and Spatial 
Development; Maribor, SL

Hero Environmental issues Cultural heritage and 
urban development

Regensburg, DE (Lead Partner); Naples, IT; Vilnius, LT;  Graz- AT;  
Poitiers, F;  Lublin, PL; Liverpool, UK; Valencia, ES; Valetta, MT; 
Sighisoara, RO; Naples, IT

Open Cities Inclusion Fostering open cities to 
attract human capital

Belfast, UK (Lead Partner); Madrid, ES; Sofia, BG;  Dublin, IR;  
Vienna, AT; Nitra, SK; Düsseldorf, D; Bilbao, PL; Bucharest, BG;  
Gdansk, PL; Poznan, PL; British Council

REDIS Improving innovation and 
knowledge Economy

Scientific promotion and 
urban development

Magdeburg, DE (Lead Partner); Aarhus, DA; Bialystok, PL; Manresa, 
ES; Piraeus, GR; Halle/ Saale, DE; Newcastle, UK; Vienna, AT

Reg Gov Integrated development of 
deprive areas and areas at 
risk of deprivation

City and regional urban 
development coordination

Duisburg, DE (Lead Partner); Sodertalje, SE; Ruda Slaska, PL;  
Belovo, BG; Nyiregyhaza, HU; Siracusa, IT; Satu Mare, RO; 
Köbánya, HU; Nijmegen, NL; Halandri, GR

REPAIR Environmental issues Regeneration of 
abandoned military sites

Medway, UK (Lead Partner); Rostock, D; Kaunas, LT; Karlskrona, 
SV; Florence, IT; Thessaloniki, GR; Charente-Maritine, FR; Paola 
Corradino, MA; New Dutch Waterline, NL; Opava City, CZ; Avrig, RO

SUITE Inclusion Social housing provision Santiago de Compostela, ES (Lead Partner); Hamburg (Min. for 
Urban Development & the Environment), DE; Medway, UK; Nantes 
Métropole, FR; Kraków, PL; Tallinn, EE; Siemianowice Slaskie, PL;  
P. M. Iasi, RO; Newcastle, UK; Rennes Metropole, F

Working Group 
LUMASEC

Governance and Urban 
Planning

Strategic land use 
management

University of Karlsruhe, DE (Lead Partner); Bytom, PL; Kavala, GR; 
Baia Mare, RO; Agence d‘urbanisme de la Région stéphanoise, F; 
Ljubljana, SL; Bristol, UK; Centre d’Études sur  les Réseaux; les 
Transports; l’Urbanisme et les constructions publiques, F

Working Group 
LC-FACIL

Implementation of the 
Leipzig Charter

Leipzig (Lead Partner); Rennes Métropole, F; Warsaw, PL; Kirklees 
Metropolitan Council, UK; Szekésfehérvár, HU; Göteborg, SE; 
Bytom, PL; Vitoria-Gasteiz, ES

Quelle: Zusammengestellt auf Basis der Angaben von URBACT
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dass sich Akteure sowohl aus dem öffent­
lichen wie privaten Bereich in kooperie­
render Weise mit der Stadtentwicklung be­
schäftigen. 

Durch Maßnahmen wie die URBACT-Netz­
werke wurde die wichtige Rolle des Erfah­
rungsaustauschs und der Koordination bei 
der integrierten Stadtentwicklung betont. 
Gerade diese Koordination bedeutet je­
doch für die Beteiligten einen erheblichen 
monetären Aufwand. Daher kann eine er­
folgreiche Implementierung der Leipzig 
Charta nur mit einer stärkeren finanziellen 

Unterstützung einhergehen. Deshalb sollte 
sich das weitere Bestreben dahin ausrich­
ten, die 3% der Strukturfonds, die bisher für 
die integrierte Stadtentwicklung ausgege­
ben werden, stärker auszuweiten. Dies gilt 
vor allem angesichts der „Konjunktur der 
Stadtentwicklung“ und der zunehmenden 
Mehrdimensionalität der Stadtentwicklung. 
Darauf aufbauend sollten die in der Leipzig 
Charta definierten Kriterien zur integrier­
ten Stadtentwicklung zur Grundlage für die 
Strukturfondsförderung im Rahmen einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung nach 2013 
werden.

Anmerkungen
(1)
Schlussfolgerungen der deutschen EU-Rats-
präsidentschaft zum Informellen Ministertref-
fen zur Stadtentwicklung und zum territorialen 
Zusammenhalt, Leipzig, den 24. und 25. Mai 
2007, Nr. 1   

(2)
Europäische Umfrage  „Hebel der öffentlichen 
Aktion zur Entwicklung nachhaltiger Städte“ 
vom 6. November 2008

(3)
Vgl. Ausführlich hierzu „Nationale Stadtent-
wicklungspolitik und Ressortforschung“, Infor-
mationen zur Raumentwicklung (2009), H. 3/4

(4)
So ergab eine Umfrage des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik im Auftrag des Bundesin-
stituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
im Rahmen des ExWoSt-Projektes „Integrierte 
Stadtentwicklung in Stadtregionen“ im Jahre 
2007/8, dass rund 10% der Städte in Deutsch-
land alle Kriterien der Leipzig Charta hinsicht-
lich der integrierten Entwicklungsplanung an-
wenden. Jedoch ist zu beachten, dass es sich 
hierbei um eine relativ kleine Anzahl von ant-
wortenden Städten gehandelt hat (N=30, von 
337). Jedoch gaben 86% aller Kommunen an, 
bereits integrierte Stadtentwicklungskonzepte 
bereits zu haben und in 43 Prozent der Fäl-
le sei eine derartige Planungen (zusätzlich) in 
Vorbereitung. Somit besteht hinsichtlich über 
das, was unter „integrierter Stadtentwicklung“ 
in den Kommunen verstanden wird, große 
Unterschiede. Mehr Ergebnisse aus der zi-
tierten Umfrage finden sich in den Beitragen 
von Thomas Franke und Christian Strauss in 
diesem Heft):

(5)
Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 
1783/1999 – kurz EFRE-Verordnung 

(6)
Hier tritt die n+2/3 Regelung in Kraft. Das heißt, 
die Mitgliedstaaten können am 31.12.2013 Mit-
tel bewilligen, die dann bis zum 31.12.2015 
bzw. 31.12.2016 verausgabt werden müssen. 
Die Kommission hebt automatisch den Teil der 
Mittelbindung für das operationelle Programm 
auf, der nicht für die Vorschusszahlung oder 
für Zwischenzahlungen in Anspruch genommen 
wurde oder für den bis zum 31. Dezember des 
zweiten Jahres nach dem Jahr der Mittelbindung 
im Rahmen des Programms kein Zahlungsantrag 
übermittelt worden ist. Die zum und nach dem 1. 
Mai 2004 der Union beigetretenen Staaten haben 
drei Jahre Zeit, siehe hierzu Artikel 93 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. 
Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmungen über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung, den Europäischen Sozialfonds und den Ko-
häsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1260/ 1999   

(7)
Vgl. Barca, F.: An agenda for a reformed cohe-
sion policy. A place-based approach to meeting 
European Union challenges and expectations In-
dependent Report, April 2009, S.72

(8)
URBACT II bietet europäischen Städten im 
Zeitraum 2007 bis 2013 im Rahmen der eu-
ropäischen Strukturfonds ein umfangreiches 
Förderprogramm zur Netzwerkbildung, zum 
Austausch von Erfahrungen und Know-how 
sowie zur Sammlung, Auswertung und Auf-
bereitung von innovativen Lösungsansätzen 
in allen Bereichen städtischer Entwicklungs-
politiken. Im Mittelpunkt der Förderung stehen  
themenbezogene Netzwerke zwischen Städ-
ten und fachliche Arbeitsgruppen. URBACT 
II ist für alle Städte Europas offen. Insgesamt 
stehen knapp 68 Mio. Euro durch URBACT 
II zur Verfügung, die sich auf zwei inhaltliche 
Schwerpunkte wie folgt verteilen: Städte – 
Motoren für Wachstum und Beschäftigung 
(44% der Mittel) und Attraktive und kohäsive 
Städte (50% der Mittel).

(9)
The Urban Development Network Programme 
URBACT II. An Exchange and learning pro-
gramme for cities contributing to the European 
Commission Initiative “Regions For Economic 
Change”, Adopted by the EU Commission on 
02 October 2007 Decision ref. : E/2007/2063 - 
C(2007)4454, S.43
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